
Aktenzeichen: 6 AZR 151/95 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Berlin

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 21. September 1995
- 6 AZR 151/95 -
Urteil vom 17. Mai 1994
- 86 Ca 36336/93 -
Urteil vom 25. Januar 1995
- 8 Sa 92/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
BAT-0 - räumlicher Geltungsbereich

Gesetz:
Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts - Manteltarifliche 
Vorschriften - BAT-0 - vom 10. Dezember 1990 § 1 Abs. 1; BAT 
§ 1 Abs. 1

Leitsatz:
Für die Frage, ob auf das Arbeitsverhältnis eines in Berlin 
beschäftigten Angestellten des öffentlichen Dienstes der BAT 
oder der BAT-0 anzuwenden ist, kommt es grundsätzlich auf die 
Lage des Arbeitsplatzes an (vgl. z.B. Urteile des Senats vom 
23. Februar 1995 - 6 AZR 329/94 - und vom 1. Juni 1995 
- 6 AZR 922/94 - beide zur Veröffentlichung bestimmt).
Darauf, daß die Beschäftigungsbehörde des Landes Berlin, bei 
der der Angestellte tätig ist, für ganz Berlin zuständig ist 
und der Angestellte "gesamtberliner" Aufgaben wahrnimmt, 
kommt es nicht an.
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6 AZR 151/95 
8 Sa 92/94 Berlin
Verkündet am
21. September 1995

Im Namen des Volkes!

Backes,
Reg.-Obersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

U r t e i l
In Sachen

PP.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 21. September 1995 durch den Vi­
zepräsidenten Dr. Peifer, die Richter Dr. Armbrüster und 
Hauck sowie den ehrenamtlichen Richter Gebert und die ehren-
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amtliche Richterin de Hair für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 
25. Januar 1995 - 8 Sa 92/94 - teilweise auf­
gehoben .
Auf die Berufung des beklagten Landes wird das 
Urteil des Arbeitsgerichts Berlin vom 17. Mai 
1994 - 86 Ca 36336/93 - teilweise abgeändert.
Es wird festgestellt, daß auf das Arbeitsver­
hältnis des Klägers für die Zeit vom 1. August 
1992 bis zum 2. März 1995 der BAT anzuwenden 
ist.
Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

2. Die weitergehende Berufung und die weiterge­
hende Revision werden zurückgewiesen. •

3. Der Kläger und das beklagte Land haben die Ko­
sten des Rechtsstreits je zu 1/2 zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die tarifgebundenen Parteien streiten darüber, ob auf ihr 
Arbeitsverhältnis der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 
23. Februar 1961 oder der Tarifvertrag zur Anpassung des Tarif­
rechts - mante’ltarifliehe Vorschriften - (BAT-O) vom 10. Dezember 
1990 Anwendung findet.

Der Kläger war seit 1970 im S Amt Berlin
beschäftigt. Dieses wurde nach der Wiedervereinigung auf das be­
klagte Land überführt. Seit dem 1. Januar 1991 wird der Kläger 
unbefristet bei dem S Landesamt Berlin weiterbeschäf­
tigt. Sein Arbeitsplatz befand sich zunächst im Dienstgebäude in

im ehemaligen Ostberlin. Seit dem
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der H

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

19. März 1992 war der Kläger ständig im Dienstgebäude F 
im ehemaligen Westberlin tätig.

Mit Schreiben vom 19. Januar 1993 verlangte der Kläger, der 
bisher nach BAT-0 vergütet wurde, vergeblich eine Bezahlung nach 
dem BAT.

Er hat die Ansicht vertreten, er sei seit März 1992 im Gel­
tungsbereich des BAT tätig und erfülle daher die Voraussetzungen 
des BAT.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß für das Beschäftigungsverhält­
nis seit dem 19. März 1992 der BAT sowie die die­
sen ergänzenden und ändernden Tarifverträge in 
der jeweiligen Fassung gelten.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Es hat die Auffassung vertreten, der Kläger könne nicht die 
Anwendung des BAT verlangen, weil seine Tätigkeit im ehemaligen 
Westberlin von Anfang an nur vorübergehend gewesen sei. Der Klä­
ger sei im Gebäude F eingesetzt worden, um
durch Krankheitsfälle entstandene Arbeitsrückstände aufzuarbei­
ten. Auch eine ihm seit dem 1. September 1992 vertretungsweise 
übertragene höherwertige Tätigkeit sei nur vorübergehender Art 
gewesen. Hierfür habe er - was unstreitig ist - eine persönliche 
Zulage erhalten. Schon bei Beginn der Tätigkeit des Klägers im 
ehemaligen Westberlin habe festgestanden, daß die Behörde in das 
ehemalige Ostberlin umziehen werde.

- 4 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Das Arbeitsgericht hat der Feststellungsklage für die Zeit 
seit dem 1. August 1992 stattgegeben und sie im übrigen abgewie­
sen, weil der Kläger seinen Anspruch nicht innerhalb der Aus- 

/ schlußfrist nach § 70 BAT geltend gemacht habe. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des beklagten Landes gegen dieses 
Urteil zurückgewiesen. Mit der Revision begehrt das beklagte Land 
weiterhin die Klageabweisung. In der Revisionsinstanz wurde un­
streitig, daß das S Landesamt am 2. März 1995 nach
Berlin-F im ehemaligen Ostberlin umgezogen und der
Kläger seitdem dort tätig ist.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Soweit der Kläger verlangt, daß der BAT in der Zeit nach dem 
2. März 1995 auf sein Arbeitsverhältnis angewendet wird, ist die 
Revision des beklagten Landes begründet. Im übrigen ist sie unbe­
gründet .

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien fand in der Zeit vom 
1. August 1992 bis zum 2. März 1995 der BAT Anwendung. Dies hat 
das Berufungsgericht zu Recht angenommen. Seit dem 3. März 1995 
gilt wieder der BAT-O. Insoweit ist daher das Berufungsurteil 
aufzuheben und auf die Berufung des beklagten Landes die Klage 
als unbegründet abzuweisen.
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1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der BAT sei nicht
nur während der Tätigkeit im ehemaligen Westberlin, sondern auch 
nach Rückkehr des Klägers in das Beitrittsgebiet anzuwenden. Zwar 
sei das Arbeitsverhältnis ursprünglich im Beitrittsgebiet begrün­
det worden. Der Kläger werde aber seit dem 1. August 1992 im 
Dienstgebäude des S Landesamtes am F
und damit im ehemaligen Westberlin mit ungewissem Endzeitpunkt 
beschäftigt. Daran ändere nichts, daß der Kläger dort nur vor­
übergehend arbeite, weil seit dem Jahr 1991 der Umzug des Amtes 
in das Dienstgebäude Berlin-F geplant gewesen sei.
Auch nach dem bevorstehenden Umzug der Behörde in das ehemalige 
Ostberlin sei der BAT weiterhin anzuwenden, weil Sitz des Landes­
amtes das Land Berlin bleibe und der Kläger gesamtberliner Aufga­
ben erfülle. Deshalb sei es unerheblich, in welchem Teil von Ber­
lin das Amt seinen Sitz und der Kläger seinen Arbeitsplatz habe.

Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Über­
prüfung nur hinsichtlich der Tätigkeit des Klägers bis zum
2. März 1995 und auch insoweit nur im Ergebnis stand.

II. Auf das Beschäftigungsverhältnis waren in der Zeit zwischen 
dem 1. August 1992 und dem 2. März 1995 der BAT und die diesen 
ergänzenden und ändernden Tarifverträge anzuwenden. Insoweit ist 
die Klage begründet.

Der Kläger erfüllte seit dem 19. März 1992, dem Beginn sei­
ner Tätigkeit im ehemaligen Westberlin, die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 1 Buchst, b BAT. Er hatte damit seit dem 1. August 1992 
Anspruch darauf, nach diesem Tarifvertrag behandelt zu werden.
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Für die Zeit bis zum 31. Juli 1992 ist der Anspruch nach der in­
soweit rechtskräftigen Entscheidung des Arbeitsgerichts gern. § 70 
BAT verfallen. Der BAT-0 fand vom 1. August 1992 bis zum 2. März 

/1995, dem Zeitpunkt der Rückkehr des Klägers in das Beitrittsge­
biet keine Anwendung.

1. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien fand bis zum 18. März 
1992 der BAT-0 Anwendung. Nach § 1 Abs. 1 BAT-0 gilt dieser Ta­
rifvertrag für Angestellte, die eine rentenversicherungspflichti­
ge Tätigkeit ausüben und deren Arbeitsverhältnisse in dem in Ar­
tikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet begründet sind.
Der Kläger erfüllt diese Voraussetzungen.

a) Der tarifgebundene Kläger übt als Angestellter des beklagten 
Landes unstreitig eine rentenversicherungspflichtige Tätigkeit 
aus.

b) Das Arbeitsverhältnis des Klägers ist auch im räumlichen 
Geltungsbereich des BAT-0 begründet.

Der erkennende Senat hat ein Arbeitsverhältnis als im Bei­
trittsgebiet begründet angesehen, wenn es einen Bezug zum Bei­
trittsgebiet aufweist, der gegenwärtig noch besteht (vgl. Urteil 
des Senats vom 24. Februar 1994 - 6 AZR 588/93 - AP Nr. 1 zu § 1 
BAT-O, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung be­
stimmt) . Diese Voraussetzungen sind gegeben.

Das Arbeitsverhältnis der Parteien war für eine Tätigkeit im 
Beitrittsgebiet geschlossen worden. Der Kläger war seit dem Jahre
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1970 bei dem S Amt Berlin tätig. Dieses wurde
nach dem Einigungsvertrag auf das beklagte Land überführt. Seit 
Januar 1991 wurde der Kläger im S Landesamt in der
H im ehemaligen Ostberlin weiterbeschäftigt.
Dieser Beschäftigungsort hat den Bezug des Arbeitsverhältnisses 
zum Beitrittsgebiet begründet. Denn für die Bestimmung des räum­
lichen Geltungsbereichs kommt es auf den Sitz der Dienststelle 
nicht an, sondern allein auf die Lage des Arbeitsplatzes (BAG Ur­
teile vom 24. Februar 1994 - 6 AZR 588/93 aaO, zu II 2 b der 
Gründe, und vom 6. Oktober 1994 - 6 AZR 324/94 -, DB 1995, 883, 
zu I 3 a der Gründe, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung bestimmt). Rechtlich unerheblich ist somit, daß das Sta­
tistische Landesamt damals seinen Sitz am F im
ehemaligen Westberlin hatte.

2. In der Zeit seit dem 19. März 1992 war der Kläger im Gel­
tungsbereich des BAT beschäftigt. Für die noch im Streit befind­
liche Zeit seit dem 1. August 1992 hatte er daher Anspruch auf 
Leistungen nach diesem Tarifvertrag.

Nach der Rechtsprechung des Senats findet auf ein im Bei­
trittsgebiet begründetes und in den alten Bundesländern fortge­
setztes Arbeitsverhältnis westliches Tarifrecht Anwendung (vgl. 
Urteil vom 23. Februar 1995 - 6 AZR 667/94 - zur Veröffentlichung 
bestimmt, zu II 3 der Gründe; Urteil vom 23. Februar 1995 - 6 AZR 
329/94 - zur Veröffentlichung bestimmt, zu II 4 a der Gründe).

Der erkennende Senat hat in den vorgenannten Urteilen ange­
nommen, daß § 1 Abs. 1 BAT-0 den räumlichen Geltungsbereich des
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von denselben Tarifvertragsparteien abgeschlossenen BAT nicht 
einschränkt, solange ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis 
im Beitrittsgebiet begründet ist, in einer im räumlichen Gel­

tungsbereich des BAT gelegenen Betriebsstätte beschäftigt wird. 
Der Senat hat dies insbesondere im Urteil vom 6. Oktober 1994 
(aaO, zu I 3 a der Gründe) eingehend begründet. Auf die genannten 
Urteile nimmt der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen Bezug. 
Der vorliegende Rechtsstreit bietet keinen Anlaß zur Überprüfung 
dieses Rechtsstandpunkts.

III. Soweit der Feststellungsantrag des Klägers sich auf die Zeit 
nach dem 2. März 1995 bezieht, ist die Klage unbegründet. Von 
diesem Zeitpunkt an findet auf das im Beitrittsgebiet begründete 
Arbeitsverhältnis des Klägers wieder der BAT-0 Anwendung.

1. Der Kläger ist seit dem 2. März 1995, dem Zeitpunkt, in dem
das S Landesamt nach Berlin-F im ehema­
ligen Ostberlin umgezogen ist, wieder im Beitrittsgebiet beschäf­
tigt. Zwar ist diese Tatsache erst nach der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht entstanden. Da sie jedoch 
unstreitig ist und schützenswerte Belange des Klägers nicht ent­
gegenstehen, ist der Senat nicht gehindert, sie zu berücksichti­
gen (BAGE 65, 147 = AP Nr. 21 zu § 554 ZPO).

2. Nachdem der Kläger wieder im Beitrittsgebiet beschäftigt 
ist, findet auf sein Arbeitsverhältnis der BAT-0 Anwendung. Im 
Urteil vom 23. Februar 1995 (- 6 AZR 667/94 - zur Veröffentli­
chung bestimmt) hat der Senat angenommen, daß auf das Arbeitsver-
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hältnis eines Arbeitnehmers, der nach einer Tätigkeit im räumli­
chen Geltungsbereich des westlichen Tarifrechts - dort war es der 
TVAng Bundespost, für den insoweit wortgleichen BAT gilt jedoch 
nichts anderes - in das Beitrittsgebiet zurückkehrt, wieder öst­
liches Tarifrecht, hier also der BAT-0, Anwendung findet. Der 
Senat hat dies unter Hinweis auf Wortlaut und Sinn der unter­
schiedlichen Tarifregelungen in Ost und West in Fortentwicklung 
seiner früheren Rechtsprechung eingehend begründet (aaO, zu II 3 
der Gründe). Er nimmt auf diese Ausführungen zur Vermeidung von 
Wiederholungen Bezug. Neue Gesichtspunkte, die zur Überprüfung 
dieser Rechtsprechung veranlassen könnten, sind nicht ersicht­
lich.

Da es für die Frage, welcher Tarifvertrag anzuwenden ist, 
somit grundsätzlich auf die Lage des Arbeitsplatzes ankommt, kann 
auch nicht mit dem Berufungsgericht darauf abgestellt werden, daß 
das S Landesamt für ganz Berlin zuständig ist und der
Kläger "gesamtberliner"-, also nicht nur auf das Beitrittsgebiet 
bezogene Aufgaben wahrzunehmen hat. Dies ist rechtlich unerheb­
lich. Mangels besonderer Anhaltspunkte im Tarifvertrag kann es 
darauf, welche Aufgaben der Angestellte wahrzunehmen hat, ebenso­
wenig ankommen wie auf den Sitz der Dienststelle. Vielmehr ist' 
davon auszugehen, daß die Tarifvertragsparteien die Fälle der den 
Tarifbezirk überschreitenden Aufgabenerfüllung gesehen haben, 
aber bewußt nicht darauf abstellen wollten. Auf das Arbeitsver­
hältnis eines Angestellten, das im Beitrittsgebiet begründet ist 
und der in einer Bundesbehörde, die dort ihren Sitz hat, mit der 
Erledigung von Aufgaben beschäftigt ist, die das gesamte Bundes-

9
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gebiet betreffen, findet unzweifelhaft der BAT-0 Anwendung. Hät­
ten die Tarifvertragsparteien für den Bereich des Landes Berlin, 
in den beide Tarifverträge auf ihre Anwendbarkeit zu prüfen sind, 
etwas anderes regeln wollen, hätten sie dies im Tarifwortlaut zum 
Ausdruck bringen müssen.

3. Entgegen der Auffassung des Klägers gibt es auch für eine 
Besitzstandswahrung keine rechtliche Grundlage. Eine individual­
rechtliche Vereinbarung, die darauf gerichtet ist, dem Kläger 
übertariflich Leistungen nach dem BAT zuzuwenden, hat der Kläger 
nicht behauptet. Auch hat er keine Tatsachen vorgetragen, aus 
denen sich ergibt, daß ihm ein solcher Anspruch aus dem Gesichts­
punkt der Gleichbehandlung zustehen könnte.

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 ZPO.

Dr. Peifer Dr. Armbrüster Hauck
Gebert S. de Hair
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